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II ZR 134/11
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IV ZR 230/12
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7,11.13 
IX  ZR 218/11

18.
7. II. 13 
III ZR 121/12

a) Ein Anleger, der sich mittelbar über eine Treuhänderin an 
einer Publikumsgesellschaft (hier: in der Form einer Gm bH  
Sc Co. K G ) beteiligt hat, hat gegen die Gesellschaft und die 
geschäftsführende Gesellschafterin einen Anspruch darauf, 
dass ihm die Namen und die Anschriften der (anderen) mit­
telbar und unmittelbar beteiligten Anleger mitgeteilt werden, 
wenn er nach den vertraglichen Bestimmungen, insbesondere 
der Verzahnung des Gesellschafts- und des Treuhandvertra­
ges, im Innenverhältnis der Gesellschafter untereinander 
und zur Gesellschaft die einem unmittelbaren Gesellschafter 
entsprechende Rechtsstellung erlangt hat.
b) D as Auskunftsrecht kann weder durch eine Regelung im
Gesellschaftsvertrag noch durch eine Regelung im Treuhand- 
vertrag ausgeschlossen werden......................................................  131

1. Die vertraglich vereinbarte unterjährige Zahlungsweise 
von Versicherungsprämien ist keine Kreditgewährung in 
Form eines entgeltlichen Zahlungsaufschubs.
2. Dies gilt unabhängig davon, ob dem Versicherungsnehmer
nach den Allgemeinen Versicherungsbedingungen zunächst 
eine Jahresprämie angeboten und ihm dann davon abwei­
chend die Möglichkeit eingeräumt wird, eine unterjährige 
Zahlungsweise zu wählen oder ob von vornherein eine unter- 
jährige Zahlungsperiode vorgesehen ist.............  ........................ 150

Lehnt der Verwalter im Insolvenzverfahren über das Vermö­
gen des Grundstückskäufers die Erfüllung des Kaufvertrages 
ab und sondert der Verkäufer das Grundstück aus, hat der 
Verwalter Anspruch auf Rückzahlung der vom Schuldner 
vor der Eröffnung geleisteten Anzahlung auf den Kaufpreis 
'abzüglich des Nichterfüllungsschadens des Verkäufers..........  160

a) Die Regelfrist von zwei Wochen nach §17 Abs. 2a Satz 2 
Nr. 2 BeurkG steht nicht zur Disposition der Urkundsbetei­
ligten.
b) Ein Abweichen von der Regelfrist kommt nur dann in Be­
tracht, wenn im Einzelfall nachvollziehbare Gründe -  auch 
unter Berücksichtigung der Schutzinteressen des Verbrau­
chers- es rechtfertigen, die dem Verbraucher zugedachre 
Schutzfrist zu verkürzen. Voraussetzung für die Nichteinhal­
tung der Frist ist deshalb ein sachlicher Grund.
c) Der N otar hat» so die Regelfrist von zwei Wochen nicht
abgelaufen ist und die Zwecke dieser Wartefrist nicht ander­
weitig erfüllt sind, die Amtspflicht, eine Beurkundung auch 
dann abzulehnen, wenn diese von den Urkundsbeteiligten ge­
wünscht wird......................................................................................  166
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19.
19. II. 13 
V IZ R  45/12

20 .
19. II. 13 
VI ZR  69/12

a) Die für die Aussetzung gemäß Art. 27 E u G W O  erforder­
liche Parteiidentität ist zu verneinen, wenn der in Deutsch­
land ansässige Beteiligte eines Verkehrsunfalls seine unfallbe­
dingten Schadensersatzansprüche gegen den ausländischen 
Haftpflichtversicherer bei seinem deutschen Wohnsitzgericht 
einklagt, nachdem zuvor der ausländische Unfallbeteiligte 
wegen seiner Ansprüche Klage gegen ihn bei den Gerichten 
des anderen EU-Staats erhoben hat.
b) Zu den Kriterien, nach denen über die Aussetzung eines 
Rechtsstreits gemäß Art. 28 Abs. 1 E u G W O  zu entscheiden
ist............................................................................................................ 180

Bei einer (fiktiven) Schadensabrechnung nach §249 Abs. 2 
Satz 1 BG B umfassen die erforderlichen Reparaturkosten 
auch allgemeine Kostenfaktoren wie Sozialabgaben und 
Lohnnebenkosten............................................................................... 190
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